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Das Ende 
der Mitgliederparteien?

Fabian Schalt / Micha
Kreitz / Fabian Magerl /
Katrin Schirrmacher /
Florian Melchert (Hrsg.):
Neuanfang statt Nieder-
gang. Die Zukunft der
Mitgliederparteien,
LIT Verlag, Münster 2009,
520 Seiten, 44,90 Euro.

Christoph Weckenbrock:
Die streitbare Demokra-
tie auf dem Prüfstand.
Die neue NPD als
Herausforderung,
Bouvier Verlag, Bonn 2009,
215 Seiten, 24,90 Euro.

Der Niedergang der
politischen Parteien in
Deutschland ist seit Jahren
Gegenstand zahlreicher
Diskussionen in For-
schung und Öffentlichkeit.
So spielen die Parteien
zwar auch sechzig Jahre
nach Gründung der
Bundesrepublik noch
immer eine der tragenden
Rollen innerhalb des
politischen Systems, doch
scheinen sie nicht erst seit
Beginn des Medien- und
Internetzeitalters konti-
nuierlich an Vertrauen
beim Bürger zu verlieren.

Schwächelnde Wahlbetei-
ligungen, eine allgemeine
Politikverdrossenheit –
die sich auch in der zu-
nehmenden Formierung
unabhängiger Bürger-
bewegungen widerspie-
gelt – und nicht zuletzt
der anhaltende Mitglie-
derschwund innerhalb der
Parteien lassen den Ein-
druck entstehen, dass in
der Bundesrepublik eine
schleichende Systemver-
schiebung im Gange ist. 

So stellt sich mehr und
mehr die Frage, wie und
in welcher Form die
Mitgliederparteien den
Sprung von der klassi-
schen Parteiendemokratie
hin zu einer postmoder-
nen Mediendemokratie
erfolgreich meistern kön-
nen. Diese Fragestellung
nehmen die Herausgeber
des Sammelbandes  Neu-
anfang statt Niedergang –
Die Zukunft der Mitglieder-
parteien zum Anlass 
für eine umfassende
Bestandsaufnahme der
Parteienentwicklung in
Deutschland. Bewusst
vertreten sie eine demon-
strative Gegenposition zur
allgemeinen These vom
steten Niedergang der

Parteien, ohne dabei deren
schwierige Lage beschöni-
gen zu wollen. In über
dreißig Beiträgen von
Wissenschaftlern, Politi-
kern und Experten für
politische Systeme, Partei-
management, Politik-
beratung und Meinungs-
forschung werden auf
knapp 500 Seiten neue
Konzepte und Chancen
zur Modernisierung von
Struktur und Arbeit der
Mitglieder- und Volks-
parteien aufgezeigt. Das
interessante und umfas-
sende Werk bietet zudem
Vertretern von CDU, 
SPD, FDP, Bündnis 90/
Die Grünen und CSU 
eine jeweils parteieigene
Einschätzung zur Lage
der Mitgliederparteien.

Als Grundlage dient
eine Analyse des stetigen
Wandels von der Parteien-
zur Mediendemokratie.
Klaus von Beyme stellt die
Entwicklung der Parteien
in Europa vor allem mit
Blick auf ihre rechtliche
Stellung dar. Dabei macht
er die Grenzen der Regu-
lierung von Parteien im
Kampf gegen Politik-
verdrossenheit deutlich –
eine Erneuerung könne
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grundsätzlich nicht vom
Recht, sondern nur von
der Politik selbst ausge-
hen. Auch Hubert Kleinert
sieht die Verantwortung
für den von ihm ausge-
machten Bedeutungs-
verlust vor allem bei den
Parteien selbst. Die Krise
der Parteiendemokratie
liegt für ihn in dem Fehlen
glaubwürdiger Leitideen
und der schwindenden
Identifizierbarkeit der
politischen Kräfte begrün-
det. Die Lösung sei dabei
eben nicht die verstärkte
Teilnahme an „Politain-
ment“ und  medialer
Reizüberflutung, sondern
eine Besinnung auf klare
Positionen und Konzepte.
Auch Bernhard Vogel
wehrt sich gegen einen
Wandel von Mitglieder-
zu „Medienparteien“. Für
ihn erfüllen nach wie vor
die beiden etablierten
Volksparteien mit ihrem
angeborenen Kompro-
miss-Charakter die
Voraussetzungen für eine
Stabilisierung des reprä-
sentativen Regierungs-
systems. 

Die Professionalisie-
rung der Politikvermitt-
lung ist der zweite
Schwerpunkt des Sammel-
bandes. So analysiert
Ulrich Sarcinelli die Kom-
munikation der Parteien
in Deutschland und fasst
Trends und Perspektiven
für die Zukunft zusam-
men. In Zeiten der Media-
lisierung und Professio-
nalisierung von Politik

sieht er wie Klaus Detter-
beck die Parteien in einem
ständigen Zwiespalt zwi-
schen Basisverbundenheit
(„Freiwilligen-Partei“)
und dem Machtanspruch
der Parteispitze („Berufs-
politiker-Partei“). In
diesem Zusammenhang
mahnt er besonders vor
einem weiteren Ausei-
nanderdriften der Kom-
munikationswelten von
Bürgern und politischer
Führung. Gerade in
Krisenzeiten werde der
hohe Kommunikations-
bedarf innerhalb einer
Demokratie deutlich. 

Politische 
Kommunikation
Bei der Frage nach der
Rolle von Meinungs-
forschung und Umfrage-
ergebnissen in der politi-
schen Kommunikation
kommt Manfred Güllner
zu dem Schluss, dass in
Deutschland die Möglich-
keiten der Sozialforschung
deutlich weniger stark
genutzt werden als in
anderen Ländern. Auf der
anderen Seite sei man aus
diesem Grund aber auch
auf absehbare Zeit davor
sicher, dass die Meinungs-
forschung einen allzu
starken Einfluss auf die
politische Willensbildung
nehmen könnte. Dass in
den Parteien auch bei der
effektiven Nutzung des
Internets einiger Nach-
holbedarf besteht, stellen
Thorsten Stollen und Jens
Tenscher heraus. Sie zei-

gen verschiedene Optio-
nen der Parteienkommu-
nikation im Zeitalter des
Internets auf. Hierbei
machen sie deutlich, dass
Medialisierung keine Ein-
bahnstraße nach der Logik
der Massenmedien sein
muss, sondern den politi-
schen Kräften auch die
Möglichkeit zur Direkt-
kommunikation mit Mit-
gliedern und Wählern
bieten kann. 

Auch die zukünftige
Organisationsform von
Parteien steht im Blick-
punkt der Untersuchung.
Elmar Wiesenthal prophe-
zeit den Mitgliederpar-
teien in seinem Beitrag
einen schweren Gang,
Mitgliederschwund und
fehlende Partizipation in
ihrer jetzigen Organisa-
tionsform aufhalten zu
können. Paradoxerweise
hätten dabei gerade die
Ergebnisse der neueren
Parteien- und Wahlfor-
schung gezeigt, dass be-
sonders Parteimitglieder
für die Mobilisierung von
Wählern unverzichtbar
seien. Frank Decker und
Anne-Kathrin Oeltzen
halten dennoch den be-
reits eingeleiteten Wandel
der Parteiorganisation in
Richtung der Professio-
nalisierung von Politik für
unumkehrbar. Es dürfe
jedoch nicht vergessen
werden, dass ein gänz-
liches Fehlen von Mitglie-
dern vor allem auf kom-
munaler und regionaler
Ebene weder personell
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noch finanziell zu kom-
pensieren sei. Als eine
Lösung für den drohen-
den Personalmangel hält
Fabian Schalt sogar eine
Rückkehr in den vorpoliti-
schen Raum für möglich
und rät den Parteien, bei
ihrer Arbeit verstärkt auf
Netzwerke zu setzen.

Bei der Ausleuchtung
der Wahlkampf- und
Kampagnenfähigkeit hält
Matthias Machnig die
deutschen Parteien hin-
sichtlich ihrer Politik- und
Strategiefähigkeit nur für
bedingt einsatzbereit. Es
brauche zunächst wieder
einen erkennbaren Werte-
kontext und den Mut zu
Entscheidungsdebatten,
um dem politischen Sys-
tem neue Attraktivität
und Legitimation zu ver-
leihen. Als Inspiration
könnten hierbei einige
innovative Konzepte aus
dem amerikanischen
Wahlkampf dienen, die
von Katrin Schirrmacher,
Florian Melchert und
Mario Voigt vorgestellt
werden. Letzterer ver-
weist besonders auf die
Bedeutung moderner
(Online-)Kommunika-
tionsmittel bei der Wäh-
lermobilisierung.

In seinen Abschluss-
bemerkungen arbeitet
Fabian Magerl im Namen
der Herausgeber die vor-
gestellten Aspekte und
zahlreichen weiteren Bei-

träge und Kommentare
des Sammelbandes zu
einem pointierten und
kritischen Katalog von
Herausforderungen für
die Parteiendemokratie
aus – mit einem Fazit, 
das Hoffnung stiftet: Die
Parteien, allen voran die
Volksparteien, haben es
noch immer selbst in der
Hand, aus den Mahnun-
gen und Erkenntnissen die
richtigen Schlüsse zu zie-
hen und Politikangebote
zu machen, die der Souve-
rän für gut befindet. Somit
werden Mitgliederpar-
teien – so sind sich die
Herausgeber sicher – auch
im zweiten Jahrzehnt des
einundzwanzigsten Jahr-
hunderts die Demokratie
in Deutschland entschei-
dend prägen.

Die NPD 
als Herausforderung
Während die großen
Mitgliederparteien um
ihre Zukunft innerhalb
des demokratischen
Systems ringen, ist die
„Nationaldemokratische
Partei Deutschlands
(NPD)“ vielmehr an einer
kompletten Abschaffung
der Demokratie interes-
siert. Mit offen verfas-
sungsfeindlichen Tönen
kamen die Rechtsextre-
men vor allem in Ost-
deutschland im Laufe des
vergangenen Jahrzehnts
immer wieder zu Erfolgen

bei Landtagswahlen. In
seiner Abhandlung Die
streitbare Demokratie auf
dem Prüfstand – Die neue
NPD als Herausforderung
beschäftigt sich der junge
Politikwissenschaftler
Christoph Weckenbrock
mit der Frage, welche
Mittel der streitbaren De-
mokratie in der Bundes-
republik zur Verfügung
stehen, um einer drohen-
den Gefahr zu begegnen. 

Dabei geht er nicht nur
ausführlich auf die recht-
lichen Möglichkeiten und
Grenzen des Verfassungs-
schutzes ein, sondern
zeichnet auch das geschei-
terte NPD-Verbotsverfah-
ren 2001 und die Diskus-
sion um eine Neuauf-
nahme nach. Schließlich
sucht er eine Antwort auf
die Frage, welche Gefahr
für das Grundgesetz tat-
sächlich von der NPD aus-
geht. Hierbei lässt er zwar
keinen Zweifel am verfas-
sungsfeindlichen Charak-
ter der Partei, sieht ihren
Einfluss aber durch an-
dauernde interne Krisen
so schwer beschädigt, dass
ein Verbotsverfahren zum
augenblicklichen Zeit-
punkt – trotz einer deut-
lich stabileren Beweislage
als im Jahr 2001 – verfrüht
sein könnte. Für die streit-
bare Demokratie, so
Weckenbrocks Fazit, gilt
es vor allem abzuwarten
und wachsam zu bleiben.
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